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1.  Bauverwaltung, vom 20.06.2017 
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Stellungnahme der Verwaltung: 
Im Rahmen der Errichtung des Schwestern- und Personalwohnheims wurde das Plangebiet bereits größtenteils 
ausgekoffert und unterkellert, so dass wahrscheinlich nur noch in Teilbereichen mit möglichen Kampfmittelfunden zu 
rechnen ist. 
 
In die Hinweise zu den schriftlichen Festsetzungen zum Bebauungsplan wird aufgenommen, dass das Plangebiet in 
einem ehemaligen Bombenabwurf- und Kampfgebiet liegt. Es liegen Hinweise auf vermehrte Bombenabwürfe vor. 
Eine Überprüfung der zu überbauenden Fläche auf Kampfmittel wird empfohlen. Insofern es nach 1945 Aufschüttun-
gen gegeben hat, sind diese bis auf das Geländeniveau von 1945 abzuschieben. Diese bauseitig durchzuführende 
Arbeit vorbereitender Art sollte, falls keine anderen Gründe dagegen sprechen zweckmäßigerweise mit Baubeginn 
durchgeführt werden. Mit dem Bauantrag ist ein „Antrag auf Kampfmitteluntersuchung“ zwecks Weiterleitung an den 
Kampfmittelbeseitigungsdienst NRW – Rheinland (KBD); Bezirksregierung Düsseldorf zu stellen. 
 
Erfolgen Erdarbeiten mit erheblichen mechanischen Belastungen wie Rammarbeiten, Pfahlgründungen, Verbauar-
beiten etc. empfiehlt der Kampfmittelbeseitigungsdienst eine Sicherheitsdetektion. In diesem Fall ist das „Merkblatt 
für Baugrundeingriffe“ zu berücksichtigen. 

 
 

Abwägungsvorschlag: 
Die Verwaltung empfiehlt, der Eingabe zu folgen. Der Hinweis auf eventuell vorliegende Kampfmittel und auf 
einen entsprechenden erforderlichen Umgang bei Rückbau und Neubebauung der Fläche wird zur Kenntnis 
genommen und in die Schriftlichen Festsetzungen zum Bebauungsplan aufgenommen. 
 
Für die Änderung des Flächennutzungsplanes wird dies zur Kenntnis genommen. Die Eingabe hat keine 
unmittelbare Auswirkung auf die vorgesehenen Darstellungen im Flächennutzungsplan.  
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2.  Stadt Aachen, Fachbereich Umwelt - Untere Wasserbehörde, vom 28.06.2017 
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Stellungnahme der Verwaltung: 
Die Anregungen und Hinweise sind im bisherigen Verfahren berücksichtigt worden. Es wurde ein Entwässerungs-
konzept erarbeitet. Das anfallende Niederschlagswasser wird über Regenentwässerungskanäle an der Einleitungs-
stelle 923 bzw. Punkt 03263016 Kullen in den Dorbach eingeleitet. Die zukünftige Abwasserbeseitigung des Plange-
bietes erfolgt ebenso wie die des B-Plangebietes Nr. 971. Das anfallende Schmutzwasser kann an den bestehenden 
Schacht 03265033 bzw. Kanal DN 300 unter Beachtung der Kanalschutzsatzung der Stadt Aachen angeschlossen 
werden.  
 
Durch die Verwirklichung der beabsichtigten Planung und des benachbarten Bebauungsplanes Nr. 971 - Parkhaus 
Uniklinik - entsteht ein Zuwachs an Flächenversiegelung in Höhe von ca. 4.000 m². Das Konzept zur Ableitung des 
Niederschlagwassers sieht die Einleitung des belasteten Niederschlagwassers in den östlich des Plangebietes ver-
laufenden Dorbach vor. Die Einleitung in den Dorbach erfolgt über einen neu zu errichtenden Lamellenklärer. Nach 
Prüfung der Einleitungsmenge ist im Hinblick auf den Hochwasserschutz eine Rückhaltung innerhalb des Plangebie-
tes erforderlich. Das HRB Klinikum verfügt nach der Ertüchtigung nicht über ausreichende Kapazitäten, wodurch 
zusätzlich eine Rückhaltung vor Einleitung in den Dorbach erforderlich wird. Für die Rückhaltung im Plangebiet ist 
ein Rückhaltevolumen von 190 m³ mit einer zulässigen Drosselwassermenge von 5 l/s erforderlich. Die Ergebnisse 
sind im Umweltbericht dargestellt. 
 
 
Abwägungsvorschlag: 
Die Verwaltung empfiehlt, die Eingabe zur Kenntnis zu nehmen. 
Für die Änderung des Flächennutzungsplanes wird dies zur Kenntnis genommen. Die Eingabe hat keine 
Auswirkungen auf die vorgesehenen Darstellungen im Flächennutzungsplan 
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3.  LVR-Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland, vom 03.07.2017 
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Stellungnahme der Verwaltung: 
Nach der archäologisch-bodendenkmalpflegerischen Bewertung ist davon auszugehen, dass die Planung in histori-
sche Substanz und damit wenigstens in vermutete Bodendenkmäler eingreift. Der LVR weist darauf hin, dass sich im 
östlichen Teil des Plangebietes der in 70er Jahren abgerissene Kullenhof befand. 
Unmittelbar südlich des Plangebietes sind im Zuge der baulichen Realisierung der Kinder- und Jugendpsychiatrie am 
Neuenhofer Weg mittelalterliche und vorgeschichtliche Siedlungsbefunde dokumentiert worden. Das Gelände ist zur 
Eintragung als Bodendenkmal vorgesehen. Dementsprechend werden auch im Plangebiet des Bebauungsplanes Nr. 
977 - Kullenhofstraße / Neuenhofer Weg - archäologisch bedeutsame Funde und Befunde (Bodendenkmäler) vermu-
tet. 
 
Bauherren haben dort, wo sie in den Boden eingreifen und wo sich nach wissenschaftlicher Auswertung der Stadt 
Aachen UDB, bzw. des LVR-Amtes für Bodendenkmalpflege im Rheinland vermutete Bodendenkmäler befinden, 
deren vorherige wissenschaftliche Untersuchung, die Bergung von Funden und die Dokumentation der Befunde 
sicherzustellen. Die Kosten hierfür sind im Rahmen des Zumutbaren (§ 29 Abs. 1 Satz 1 DSchG NW) von den Bau-
herren zu tragen. Zur Umsetzung der archäologischen Untersuchung ist eine Erlaubnis nach § 13 DSchG NW einzu-
holen und die Beauftragung einer Fachfirma erforderlich. Es ist ein Antrag bei der zuständigen Oberen Denkmalbe-
hörde zu stellen. Die Erlaubnis ist der Unteren Denkmalbehörde der Stadt Aachen (dem LVR-Amt für Bodendenk-
malpflege im Rheinland) vor Beginn der Erdarbeiten vorzulegen. 
 
Durch Sachverhaltsermittlung im Vorfeld der Erdarbeiten (Anlage von Suchschnitten) kann ggf. die archäologische 
Ausgangssituation vor Ausführung des Vorhabens näher bestimmt werden. Dadurch können Verzögerungen, die 
durch die Aufdeckung von Bodendenkmälern und die damit verbundenen Sicherungsverpflichtungen entstehen, 
minimiert werden. Einzelheiten hierzu sind mit der Unteren Denkmalschutzbehörde der (UDB) Stadt Aachen und 
dem LVR-Amt für Bodendenkmalpflege abzustimmen. Die Kosten hierfür hat der Vorhabenträger zu übernehmen (§ 
29 Abs. 1 Satz 1 DSchG NW). Zur Umsetzung der Maßnahme ist eine Erlaubnis nach § 13 DSchG NW einzuholen 
und die Beauftragung einer Fachfirma erforderlich. 
 
Im restlichen Bereich des Plangebietes werden keine Bodendenkmäler vermutet. Gemäß der §§ 15, 16 Denkmal-
schutzgesetz NW (DschG NW) ist beim Auftreten archäologischer Bodenfunde und Befunde die Untere Denkmalbe-
hörde der Stadt Aachen oder das Rheinische Amt für Bodendenkmalpflege, Außenstelle Nideggen, Zehnthofstraße 
45, Tel: 02425/9039-0, Fax: 02425/9039-199, unverzüglich zu informieren. Bodendenkmal und Fundstelle sind zu-
nächst unverändert zu erhalten. Die Weisung des Rheinischen Amtes für Bodendenkmalpflege für den Fortgang der 
Arbeiten ist abzuwarten. 
 
 
Abwägungsvorschlag: 
Die Verwaltung empfiehlt, der Eingabe zu folgen. In den schriftlichen Festsetzungen und den städtebauli-
chen Vertrag zum Bebauungsplan wird ein Hinweis in Bezug auf vermutete Bodendenkmäler aufgenommen.  
Für die Änderung des Flächennutzungsplanes wird dies zur Kenntnis genommen. Die Eingabe hat keine 
Auswirkungen auf die vorgesehenen Darstellungen im Flächennutzungsplan 
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4. LVR-Amt für Denkmalpflege im Rheinland, vom 07.07.2017 
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Stellungnahme der Verwaltung: 
Anlass der Planung ist die Notwendigkeit, die Universitätsklinik Aachen (UKA) zu erweitern, um sowohl für den klini-
schen als auch den nicht-klinischen Bereich dem heutigen Raumbedarf Rechnung zu tragen. Das bestehende Kli-
nikgebäude mit dem Raumprogramm aus den 70er Jahren kann den heutigen Ansprüchen nicht mehr entsprechen, 
auch Umbaureserven sind ausgeschöpft. Um in der Universitätsklinik Aachen weiterhin medizinische Versorgung, 
Forschung und Lehre auf höchstem Niveau sicherstellen zu können, sind zusätzliche Gebäude erforderlich. Die 
Planung dieser Erweiterungsbauten muss internen und externen organisatorischen Abläufen, gesetzlichen Anforde-
rungen an medizinische Räume (OP etc.) und Versorgungsvorgängen und äußeren Vorgaben, wie Denkmalschutz, 
u.a. Landschafts- und Bodenschutz westlich des Steinbergweges, Klima- und Immissionsschutz und Nachbarinte-
ressen (Wohnbebauung an der Kullenhofstraße) genügen und nicht zuletzt gestalterisch das bestehende außerge-
wöhnliche Gebäude angemessen ergänzen. Nach Abwägung aller betroffenen Belange oben genannten wurde fest-
gestellt, dass die zusätzlichen Gebäude in jedem Fall im Bereich der heutigen Stellplätze stehen werden und dass 
damit zu einem erheblichen Anteil Parkplätze verloren gehen werden. Die Flächen westlich des Steinbergweges 
können für die Erweiterung der Uniklinik Aachen nicht in Anspruch genommen werden. Die Uniklinik hat lediglich in 
Richtung Süden Entwicklungspotential, das zum Standorterhalt auch genutzt werden muss. 
 
Die Flächen für die Erweiterungsbauten sollen zum einen auf dem heutigen Parkplatz (P2) der Uniklinik geschaffen 
werden. Hierzu wird der Bebauungsplan Nr. 1000 N - Erweiterung Uniklinik - aufgestellt. Als Ersatz für die entfallen-
den Stellplätze wird ein Parkhaus mit ca. 1.350 Stellplätzen errichtet. Das Planungsrecht hierfür schafft der Bebau-
ungsplan Nr. 971 - Parkhaus Uniklinik -. Zum anderen sollen weitere Neu- und Ersatzbauten im Bereich des aufzu-
stellenden Bebauungsplanes Nr. 977 - Kullenhofstraße / Neuenhofer Weg - geschaffen werden. Die hier vorhandene 
Verwaltungs- und Wohnbebauung entspricht nicht mehr den heutigen klinischen Anforderungen. 
 
Innerhalb des Plangebietes besteht Planungsrecht durch den Bebauungsplan Nr. 592 mit der damaligen städtebauli-
chen Zielsetzung, gegenüber der Uniklinik offene Gebäudestrukturen in einer durchgrünten parkartigen Umgebung 
zu schaffen. Nach dem derzeitigen rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 592 sind im westlichen Bereich IV bis VI und 
im östlichen Bereich VII bis XII Vollgeschosse zulässig. Dichte wurde durch eine entsprechende Höhenentwicklung 
erreicht. 
 
Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 977 - Kullenhofstraße / Neuenhofer Weg - soll eine höhere Dichte und 
dadurch ein Zusammenrücken der Baukörper ermöglicht werden. Diese Ansprüche können im Rahmen des damals 
geschaffenen Baurechts nicht erfüllt werden. Die ursprüngliche städtebauliche Zielsetzung soll geändert werden. Die 
Änderung der städtebaulichen Zielsetzung ist erforderlich, da bei der damaligen Planung der Uniklinik Aachen nicht 
absehbar war, welche Flächen- und Raumansprüche in heutiger Zeit erforderlich sind.  
 
Den Belangen einer zukunftsfähigen Entwicklung und Erweiterung der Uniklinik Aachen wird hier eine größere Be-
deutung eingeräumt als die vollständige Beibehaltung der umgebenden Baustrukturen bzw. den damaligen Pla-
nungsziele des Bebauungsplanes Nr. 592. Gerade um das Baudenkmal der Uniklinik zu schützen, die eine Erweite-
rung / Änderung des Baukörpers verhindert, sollten Änderungen, Ergänzungen, Verdichtungen in den angrenzenden 
Gebieten ermöglicht werden. 
 
Die bestehende zentrale Sichtachse (öffentliche Grünfläche) wird über den Bebauungsplan Nr. 977 – Kullenhofstra-
ße / Neuenhofer Weg planungsrechtlich gesichert. Die öffentliche Grünfläche ist die Hauptblickbeziehung zwischen 
dem Plangebiet und der Uniklinik Aachen. Den Belangen des Denkmalschutzes wird hier eine größere Bedeutung 
eingeräumt als der Erweiterung der Uniklinik Aachen. 
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Anhand einer Überprüfung von Blickachsen aus dem Plangebiet in Richtung des unter Denkmalschutz stehenden 
Gebäudes der Uniklinik Aachen ist die Verträglichkeit des Vorhabens untersucht worden. Dazu ist aus unterschiedli-
chen Positionen eine fotografische Dokumentation festgehalten worden. Mit der Realisierung des Planungsrechtes 
für eine Verdichtung des Plangebietes zur Erweiterung der Uniklinik Aachen entsteht keine gravierende Beeinträchti-
gung des Erscheinungsbildes des Baudenkmals. Die Dokumentation der Blickachsenüberprüfung wird dem LVR-Amt 
für Denkmalpflege im Rheinland im weiteren Verfahren zur Verfügung gestellt. 
 
 
Abwägungsvorschlag: 
Die Verwaltung empfiehlt, der Eingabe teilweise zu folgen und eine Überprüfung von Blickachsen durchzu-
führen. 
Für die Änderung des Flächennutzungsplanes wird dies zur Kenntnis genommen. Die Eingabe führt nicht zur 
Änderung der zukünftigen Darstellungen. 
 
 


